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Immobilienmärkte in Ballungszentren – das Beispiel Rhein-Main

Das genossenschaftliche Wohnen hat eine lange Tradition in Deutschland. Anno 
2016 bildet es mit einem Anteil von rund zehn Prozent weiterhin eine wichtige 
Säule im Mietwohnungsmarkt. Der Autor stellt die Merkmale des Genossen-
schaftskonzepts vor und erklärt, warum es für die derzeit oft angespannten 
Wohnungssituationen in Ballungszentren substanzielle Entlastung schaffen 
könnte. Dazu bedürfte es jedoch – insbesondere in Frankfurt am Main – eines 
klareren Bekenntnisses der Politik zu einer Stadtentwicklung im Sinne der Bür-
ger und vor allem mehr Baulandzuweisung an die verschiedenen Wohnungsbau-
genossenschaften. Um sich mehr Gehör zu verschaffen, haben die sieben größ-
ten Frankfurter Unternehmen eine Kooperation gegründet.  Red.

Der genossenschaftliche Wohnungsbau –  
gemeinsam geht es besser

„Solange Menschen die Erde bevölkern, 
haben sie sich, wenn es galt, wirtschaft-
liche oder andere Bedürfnisse zu befrie-
digen, und dies die Kräfte des Einzelnen 
überstieg, in Gruppen oder Gesellschaf-
ten zusammengeschlossen. Sich zu ge-
genseitiger Hilfe in einer Gemeinschaft 
zu verbinden, das ist der einfache Sinn 
des Genossenschaftsgedankens.“ Diese 
prägnante Definition verfasste Helmut 
Faust in seiner „Geschichte der Genos-
senschaftsbewegung“ im Jahr 1965, und 
sie gilt bis heute.

Die Genossenschaft ist eine rund 150 
Jahre alte Unternehmensform, die auf 
der Idee der Selbsthilfe basiert. Der Zu-
sammenschluss erfolgte aus sozialen 
Gründen, oft aus der Not heraus. So 
auch bei der Gründung zahlreicher Woh-
nungsbaugenossenschaften Ende des 19. 
Jahrhunderts: Im industrialisierten 
Deutschland herrschte ein ausgesproche-
nes Wohnelend. Jeder Quadratmeter 
eines Grundstücks wurde mit Hinterhäu-
sern, Terrassenhäusern oder Werkstätten 

bebaut, ohne Rücksicht darauf, dass die 
Bewohner oft in dunklen, feuchten, ver-
schimmelten und ungesunden Wohnun-
gen hausen mussten. Und dies betraf 
große Teile der Mittelschicht, in der Ar-
beiterschaft herrschten noch weitaus 
schlimmere Zustände. 

Die frühe Genossenschaftsbewegung in 
den 1870er Jahren war gegenüber den 
gemeinnützigen Kapitalgesellschaften 
jedoch deutlich benachteiligt, denn im 
damaligen Gesetz hafteten die Mitglie-
der in unbeschränkter Höhe. Dies änder-
te sich erst 1890, als der junge Kaiser 
Wilhelm II. die Sozialistengesetze ab-
schaffte und ein neues Genossenschafts-
gesetz in Kraft setzte, in dem nur noch 
von „beschränkter Haftung“ die Rede 
war. Im schlimmsten Fall verloren die 
Mitglieder also ihre Einlagen – nicht 
schön, aber überschaubar. Damit gewann 
die Genossenschaftsidee unter den Ar-
beitern, kleinen Angestellten und Hand-
werkern deutlich an Attraktivität. Dieses 
Gesetz ist im Wesentlichen bis heute das 
„Grundgesetz der Genossenschaften“. 

Aktuell sind die Wohnungsbaugenossen-
schaften ein wichtiger Bestandteil der 
Wohnungswirtschaft in Deutschland. Mit 
ihren rund 2,2 Millionen Wohnungen 
bieten die 2 000 Wohnungsgenossen-
schaften für mehr als fünf Millionen 
Menschen bezahlbares und sicheres 
Wohnen. Der Anteil am Mietwohnungs-
bestand beträgt knapp zehn Prozent 
bundesweit. Knapp drei Millionen Men-
schen sind Mitglieder einer Wohnungs-
genossenschaft. Sie haben für 3,3 Milli-
arden Euro Geschäftsanteile gezeichnet. 
Das Investitionsvolumen der Wohnungs-
genossenschaften beläuft sich aktuell 
auf rund 3,4 Milliarden Euro pro Jahr. 

Diese Summe bewirkt vielfältige Folgein-
vestitionen und sichert in erheblichem 
Maße Arbeitsplätze. 

Wie funktioniert eine Wohnungsbauge-
nossenschaft? Das Prinzip ist einfach: Die 
Mitglieder sind sowohl Eigentümer als 
auch Nutzer des Unternehmens, denn sie 
beteiligen sich mit Geschäftsanteilen an 
der Genossenschaft. So kommt diese zu 
Kapital und wird handlungsfähig. Es kön-
nen nun Wohnungen gebaut und an die 
Mitglieder zur Nutzung vermietet wer-
den. Genossenschaften sind nicht auf die 
Erzielung von Profiten ausgelegt, son-
dern stellen erwirtschaftete Überschüsse 
wieder direkt den Mitgliedern zur Verfü-
gung, sei es durch Modernisierungen 
oder der Verbesserung des Wohnumfel-
des in den Liegenschaften oder dem 
Angebot von sozialen Dienstleistungen 
wie betreutes Wohnen für ältere oder 
behinderte Menschen, Einkaufshilfen, 
Kindergärten und Spielplätze, Angebote 
für junge Familien mit Kindern, Nachbar-
schaftstreffs oder Mitgliederfesten und 
der Förderung von alternativen Wohn-
konzepten wie Mehrgenerationenhäu-
sern oder Wohngruppen. So weit, so gut.

Hohe Identifikation und 
direkter Einfluss 

Das Besondere am Genossenschaftsmo-
dell erschließt sich aber erst auf den 
zweiten Blick: Zum einen resultiert aus 
der Tatsache, dass die Mitglieder sowohl 
Kapitalgeber als auch Nutzer sind, eine 
ganz andere Identifikation mit dem 
Quartier und der Genossenschaft, als dies 
bei „normalen“ Mietern der Fall ist. Zum 
anderen können die Mitglieder als Mitei-
gentümer direkten Einfluss auf die Ent-
wicklung der Genossenschaft und die 
Gestaltung der Bestände nehmen und 
das Leben in ihrer direkten Umgebung 
mitgestalten. Darüber hinaus genießen 
die Mitglieder lebenslanges Wohnrecht. 
Damit ist genossenschaftliches Wohnen 
flexibel wie Miete und sicher wie Eigen-
tum. Und die Begriffe Selbsthilfe, Selbst-
verwaltung und Selbstverantwortung 
gehören weiterhin zu den unveränderli-
chen Grundprinzipien. 

Ulrich Tokarski

Vorsitzender des Vorstands,  
Volks- Bau- und Sparverein eG und 
Sprecher der „Kooperation Frankfurt“, 
Frankfurt am Main

Der Autor
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Wie wichtig genossenschaftliches Woh-
nen in Ballungsräumen ist, zeigt das 
Beispiel Frankfurt am Main. Die Situation 
auf dem Frankfurter Wohnungsmarkt 
hat sich in den letzten Jahren insbeson-
dere für Bürger mit mittlerem Einkom-
men weiter verschärft. Seit dem Jahr 
2000 ist die Einwohnerzahl Frankfurts 
um 13 Prozent angestiegen und weiterer 
Zuzug ist aufgrund der Attraktivität 
urbanen Lebens und dem Angebot an 
Arbeitsplätzen zu erwarten. Die Miet-
preise steigen konstant. So wird im Miet-
spiegel 2014 eine um 16 Prozent höhere 
Durchschnittsmiete als noch 2008 aus-
gewiesen. Und diese wird auch in Zu-
kunft weiter steigen, denn aktuellen 
Schätzungen zufolge fehlen alleine in 
Frankfurt rund 20 000 Wohneinheiten. 
So ist die Formel „ein Drittel des verfüg-
baren Einkommens für die Miete“ längst 
außer Kraft gesetzt. 

Dabei gibt es durchaus Alternativen zur 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums, die 
bereits 2006 in einem Beschluss der 
Frankfurter Stadtverordnetenversamm-
lung festgelegt wurde, nämlich 15 Pro-
zent der städtischen Neubauflächen für 
Genossenschaften und Wohngruppen 
vorzuhalten. Dies macht mit Blick auf die 
Mieten durchaus Sinn: 2014 lag die 
Durchschnittsmiete in genossenschaftli-
chen Wohnungen zum Beispiel bei 5,95 
Euro pro Quadratmeter, der offizielle 
Mietspiegel spricht von 8,66 Euro pro 
Quadratmeter, nach Schätzung des IHK-
Wohnungsmarktberichtes lag die Durch-
schnittsmiete in Frankfurt in diesem Jahr 
sogar bei 10,13 Euro pro Quadratmeter. 
Leider wird dieser richtungsweisende 
Beschluss der Stadtverordneten in der 
Realität seit nunmehr fast zehn Jahren 
nahezu ignoriert.

Um sich diesen Herausforderungen bes-
ser stellen zu können und sich gegen-
über der Politik stärkeres Gehör zu ver-
schaffen, haben 2014 die sieben größten 
Frankfurter Wohnungsgenossenschaften 
die „Kooperation Frankfurter Wohnungs-
bau-Genossenschaften“ ins Leben geru-
fen. Die Kooperationsmitglieder vertre-
ten 10 000 Wohnungen und 15 000 Mit-
glieder im Stadtgebiet Frankfurt. Von 
2010 bis 2014 wurden 137 Millionen 
Euro in die rund 590 000 Quadratmeter 
Wohnfläche im Zuge von Modernisie-
rung, Sanierung und Neubau investiert. 
Vergleicht man die Rolle der Frankfurter 
Wohnungsgenossenschaften mit anderen 
deutschen Großstädten, ist noch deutli-
ches Wachstumspotenzial vorhanden. So 
ist beispielsweise der Anteil genossen-
schaftlicher Wohnungen in Berlin drei-
mal so hoch.

Durchschnittliche Wohnungsmiete (Angaben in Euro pro Quadratmeter)

nungen im Ballungsraum Frankfurt schaf-
fen. Daher fordern die Frankfurter Woh-
nungsbaugenossenschaften von der Stadt 
die im Stadtverordnetenbeschluss festge-
legten 15 Prozent der Neubauflächen für 
genossenschaftliches Wohnen ein. 

Darüber hinaus sollte die Stadt einen Teil 
der zu vergebenden Grundstücke zum 
Verkehrswert an die Genossenschaften 
geben, um bezahlbaren Wohnraum ent-
stehen zu lassen und den Nutzen aus der 
Sozialrendite zu ziehen. Üblich ist aber 
das Höchstbieterverfahren, bei dem die 
Genossenschaften naturgemäß nicht 
mithalten können. Auch eine aktivere 
Einbindung in die Stadtplanung wäre 
sinnvoll. Die Politik muss endlich fest-
stellen, dass Städte für Bürger und nicht 
für Investoren geschaffen werden. 

Auch auf die sich verändernden Anforde-
rungen der Gesellschaft an modernes und 
alternatives Wohnen haben die Genos-
senschaften bereits reagiert. So haben im 
November vergangenen Jahres das Netz-
werk Frankfurt für gemeinschaftliches 
Wohnen e.V. und die Kooperation der 
Frankfurter Wohnungsbaugenossenschaf-
ten eine Zusammenarbeit beschlossen mit 
dem Ziel, dass künftig mehr gemein-
schaftliche und genossenschaftliche 
Wohnprojekte verwirklicht werden. Im-
mer mehr Wohngruppen bilden sich, aber 
es finden sich kaum Chancen zur Umset-
zung. Um solche Projekte allerdings um-
setzen zu können, haben beide Partner 
eine zentrale Forderung an das neue 
Stadtparlament, denn es liegen zahlrei-
che Anfragen von Wohngruppen vor. Nun 
muss endlich auf die sich verändernden 
Anforderungen der Gesellschaft und der 
Bürger reagiert werden. Für die konkrete 
Umsetzung zukunftsweisender Projekte 
fehlt potenztielles Bauland zum Ver-
kehrswert. Hier müssen von der Politik, 
insbesondere auch bei der Entwicklung 
neuer Baugebiete, entsprechende Rah-
menbedingungen geschaffen werden, die 
es ermöglichen, Gelegenheiten zu nutzen 
und bei den Vergabeverfahren auch be-
rücksichtigt zu werden.

Die Mitglieder- und damit auch die Mie-
terstruktur ist ein Abbild der Stadtgesell-
schaft. Es gibt sowohl Besserverdienende 
als auch einkommensschwache Gruppen 
in den Genossenschaften. Im Prinzip sind 
alle Schichten der Gesellschaft willkom-
men. Die primäre Zielgruppe stellt jedoch 
die Mittelschicht dar, deren Einkommen 
sie nicht für Sozialwohnungen infrage 
kommen lässt, das aber auch für die ho-
hen Mieten in Frankfurt oft nicht aus-
reicht. Die klassischen Beispiele hierfür 
sind Facharbeiter, Krankenschwestern und 
Polizisten. Für eine gesunde Stadtent-
wicklung und eine homogene Gemein-
schaft ist es wichtig, dass alle Schichten 
der Gesellschaft die Möglichkeit haben, in 
der Stadt leben zu können. 

Die „Kooperation Frankfurt“

Wohnungsgenossenschaften können dies 
aufgrund des Fehlens der reinen Rendite-
orientierung darstellen: bezahlbare Mie-
ten deutlich unterhalb der Marktmieten. 
Die stetig wachsende Altersarmut in Bal-
lungsräumen ist ein weiteres Kriterium. 
Das lebenslange Wohnrecht garantiert, 
dass man auch mit einer Durchschnitts-
rente in der Stadt wohnen bleiben kann. 
Auch das Thema Sicherheit spielt bei den 
Überlegungen eine wichtige Rolle. Die 
Praxis zeigt deutlich, dass aufgrund der 
gewachsenen Siedlungsstrukturen und 
des genossenschaftlich-nachbarschaftli-
chen Miteinanders keine sozialen Brenn-
punkte entstehen. Diese „Sozialrendite“ 
wird bei der Vergabe von Baugrund durch 
die öffentliche Hand häufig völlig außer 
Acht gelassen. Denn die Allgemeinheit 
spart nachhaltig Aufwendungen für spä-
tere Resozialisierungsmaßnahmen.

Genossenschaftliches Bauen ist sicher kein 
Allheilmittel für fehlenden Wohnraum, 
wird aber in seiner Bedeutung unter-
schätzt. Die Mitglieder der Kooperation 
könnten bei den entsprechenden Rah-
menbedingungen in den nächsten fünf 
bis sechs Jahren alleine 500 neue Woh-
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